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Der Deutsche Bundestag hat die Petition am 25.10.2007 abschließend beraten und 

beschlossen: 

Die Petition den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben. 

 

Begründung 

Der Petent fordert eine gesetzliche Bindung der Bundesregierung an die Stellung-

nahme des Bundestages zu Rechtsetzungsakten der Europäischen Union und 

schlägt eine entsprechende Neufassung des § 5 Satz 3 des Gesetzes über die Zu-

sammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten 

der Europäischen Union vor. 

 

Er trägt vor, dass eine klare gesetzliche Bindung der Bundesregierung an den Willen 

des Bundestages nötig sei. In anderen Staaten wie den Niederlanden und Dänemark 

existiere eine solche Bindung bereits. Zum jetzigen Zeitpunkt gebe es lediglich die 

Illusion einer parlamentarischen Mitentscheidung. Hinsichtlich der weiteren Einzel-

heiten des Vortrags des Petenten wird auf den Akteninhalt Bezug genommen. 

 

Die öffentliche Petition wurde von 198 Mitzeichnern unterstützt. Zu ihr wurden im In-

ternet 8 gültige Diskussionsbeiträge abgegeben. 

 

Der Petitionsausschuss hat zu der Petition eine Stellungnahme des Auswärtigen 

Amts eingeholt. Unter Einbeziehung der Stellungnahme lässt sich das Ergebnis der 

parlamentarischen Prüfung wie folgt zusammenfassen: 

 



  

Nach Artikel 23 Abs. 3 Grundgesetz gibt die Bundesregierung dem Bundestag Gele-

genheit zur Stellungnahme vor ihrer Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der Euro-

päischen Union. Die Bundesregierung berücksichtigt die Stellungnahme des Bun-

destages bei den Verhandlungen. Eine bindende Stellungnahme sieht das Grundge-

setz jedoch nicht vor. 

 

Hätte die Bundesregierung keinerlei Möglichkeit, bei Verhandlungen auf euro-

päischer Ebene von der Stellungnahme des Bundestages abzuweichen, würde dies 

ihren Verhandlungsspielraum einengen. Die Meinungsbildung der Bundesregierung 

würde sehr verzögert, wenn zu jeder neuen Verhandlungslage die Stellungnahme 

des Bundestages abgewartet werden müsste. Eine deutsche Position würde mög-

licherweise zu spät in den Verhandlungen vorliegen. Als Folge würde drohen, dass 

die Meinungsbildung in Europa sehr schnell an Deutschland vorbeilaufen könnte. 

 

Festzustellen ist jedoch, dass der Bundestag immer schon starke Mitwirkungsrechte 

hatte. Nach § 5 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und 

Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen Union legt die Bundes-

regierung die Stellungnahme des Bundestages ihren Verhandlungen zugrunde. 

 

Ende September 2006 trat darüber hinaus die Vereinbarung zwischen dem Deut-

schen Bundestag und der Bundesregierung über die Zusammenarbeit in Angelegen-

heiten der Europäischen Union in Kraft. Damit werden die Rechte des Bundestages 

weiter gestärkt. So muss die Bundesregierung sich im Falle einer abweichenden 

Stellungnahme des Bundestages um Einvernehmen bemühen. Wenn ein Einverneh-

men nicht erzielt wird, darf die Bundesregierung nur aus „wichtigen außen- oder inte-

grationspolitischen Gründen“ von der Stellungnahme abweichen. Die Bundesregie-

rung kann sich nicht ohne weiteres über das Votum des Bundestages hinwegsetzen. 

 

Das Beispiel der Niederlande und Dänemarks lässt sich nicht ohne weiteres auf die 

Bundesrepublik übertragen, da es kleinere Staaten mit kleineren Parlamenten sind, 



  

die außerdem ihre Europakompetenz weitgehend auf die Europaausschüsse über-

tragen haben. 

 

Allerdings ist der Petitionsausschuss der Auffassung, dass das Verfahren der Zu-

sammenarbeit zwischen Bundestag und Bundesregierung in Angelegenheiten der 

Europäischen Union in der nächsten Zeit weiterhin aufmerksam beobachtet werden 

sollte, mit dem Ziel, die Rolle des Deutschen Bundestages als des obersten, einzig 

unmittelbar demokratisch legitimierten Verfassungsorgans zu sichern und, soweit es 

mit dem Ziel einer effektiven Mitgestaltung der internationalen Verhandlungen ver-

einbar ist, weiter zu stärken. In diesem Sinne empfiehlt der Ausschuss, die Petition 

den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben. 

 

 


